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VORSCHLÄGE
Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht den federführenden Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
[bookmark: restart]1.	stellt fest, dass sich der endgültige Haushalt der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (nachstehend „Behörde“) für das Haushaltsjahr 2018 auf 79 183 814 EUR belief, was gegenüber 2017 einen leichten Rückgang um 0,05 % bedeutet; weist darauf hin, dass die Haushaltsmittel der Behörde zur Gänze aus dem Haushalt der Union stammen;
2.	nimmt mit Zufriedenheit zur Kenntnis, dass die Anstrengungen zur Überwachung der Haushaltsmittel im Laufe des Haushaltsjahres 2018 bei den Mitteln für Verpflichtungen zu einer Vollzugsquote von 100,00 % geführt haben, was gegenüber 2017 einen Anstieg um 0,02 Prozentpunkte bedeutet; stellt fest, dass die Vollzugsquote bei den Mitteln für Zahlungen 2018 bei 91,31 % lag, was einem Rückgang um einen Prozentpunkt gegenüber 2017 entspricht;
3.	stellt fest, dass am 31. Dezember 2018 311 der 319 genehmigten Stellen besetzt waren; hebt ferner hervor, dass am 31. Dezember 2018 447 der 459 verfügbaren Stellen (einschließlich Beamten, Bediensteten auf Zeit, Vertragsbediensteten und abgeordneten nationalen Sachverständigen) besetzt waren (97,4 %, gegenüber 96,5 % im Jahr 2017);
4.	würdigt den Beitrag der Behörde zur Sicherheit der Lebens- und Futtermittelkette der EU und begrüßt, dass sie erhebliche Anstrengungen unternimmt, um den für das Risikomanagement Verantwortlichen der EU umfassende, unabhängige und aktuelle wissenschaftliche Beratung zu Fragen im Zusammenhang mit der Lebensmittelkette bereitzustellen, die Ergebnisse ihrer Arbeit und die diesen Ergebnissen zugrunde liegenden Informationen klar für die Öffentlichkeit darzulegen und mit interessierten Kreisen und institutionellen Partnern zusammenzuarbeiten, um Kohärenz im System der EU für Lebensmittelsicherheit und das Vertrauen in dieses System zu fördern;
5.	stellt mit Besorgnis fest, dass die Behörde, die eine der für die Risikobewertung regulierter Produkte zuständigen Regulierungsagenturen der Union ist, nicht über ausreichend Ressourcen verfügt, um ihre Aufgaben wirksam wahrnehmen zu können; besteht darauf, dass der Behörde ausreichende Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung gestellt werden;
6.	hebt hervor, dass die Behörde 2018 im Wege wissenschaftlicher Gutachten, technischer Berichte und begleitender Veröffentlichungen 788 Anfragen abschließend bearbeitet hat;
7.	vertritt die Auffassung, dass die Behörde wie bisher besonders auf die öffentliche Meinung achten und sich um Offenheit und Transparenz bemühen sollte; betont in diesem Zusammenhang, dass der Behörde mit der angenommenen Verordnung (EU) 2019/1381[footnoteRef:1] zusätzliche Aufgaben im Zusammenhang mit Risikobewertung und Öffentlichkeitsarbeit aufgebürdet werden, was für die Behörde mit zusätzlichen Kosten einhergeht; [1:  Verordnung (EU) 2019/1381 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über die Transparenz und Nachhaltigkeit der EU-Risikobewertung im Bereich der Lebensmittelkette und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 178/2002, (EG) Nr. 1829/2003, (EG) Nr. 1831/2003, (EG) Nr. 2065/2003, (EG) Nr. 1935/2004, (EG) Nr. 1331/2008, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) 2015/2283 und der Richtlinie 2001/18/EG (ABl. L 231 vom 6.9.2019, S. 1).] 

8.	vertritt die Auffassung, dass die Behörde wie bisher besonders auf die öffentliche Meinung achten und sich um mehr Offenheit und mehr Transparenz bemühen sollte;
9.	begrüßt, dass die Behörde im Anschluss an die Annahme ihrer neuen Unabhängigkeitsstrategie im Jahr 2017 erstmals 2018 einen neuen Anhang in ihren konsolidierten Jahresbericht aufgenommen hat, der der Umsetzung der Unabhängigkeitsstrategie der Behörde gewidmet ist; stellt mit Zufriedenheit fest, dass die vom Europäischen Parlament geforderte zweijährige Karenzzeit erstmals 2018 während der Auswahlverfahren für die wissenschaftlichen Gremien durchgesetzt wurde;
10.	bedauert, dass die Unabhängigkeitsstrategie von 2017 im Zusammenhang mit der zweijährigen Karenzzeit die Verpflichtung beinhaltet, die Interessen von Sachverständigen nur in Bezug auf das Mandat der wissenschaftlichen Gruppe, für die der jeweilige Sachverständige sich bewirbt, zu prüfen; fordert, dass die Strategie unverzüglich aktualisiert wird, um sicherzustellen, dass die Interessen der Sachverständigen im Rahmen des Gesamtauftrags der Behörde betrachtet werden, wie es das Parlament wiederholt gefordert hat;
11.	erinnert daran, dass die Behörde bereits jetzt Expertenanhörungen organisieren kann, zu denen sie jeden Sachverständigen unabhängig etwaiger Interessenkonflikte einladen kann, um Fragen eines wissenschaftlichen Gremiums zu beantworten, ohne dass der Sachverständige das Recht hat, an den Beratungen des Gremiums und der Erstellung des Gutachtens teilzunehmen;
12.	erinnert daran, dass die Behörde nach der überarbeiteten Verordnung (EG) Nr. 178/2002[footnoteRef:2] verpflichtet sein wird, die von den Antragstellern eingereichten aufsichtsrechtlichen Daten proaktiv zum Herunterladen, Ausdrucken und zur Datensuche in einem elektronischen Format zur Verfügung zu stellen; weist darauf hin, dass die Behörde dadurch von einer erweiterten Begutachtung durch wissenschaftliche Fachkreise wird profitieren können; erinnert daran, dass diese Transparenzpflicht für die von der Industrie geförderte Forschung unerlässlich ist, jedoch nicht als Argument dafür dienen kann, akademische Daten abzulehnen, die aus legitimen Gründen vertraulich behandelt werden, wie beispielsweise die persönlichen Krankenakten von Patienten; [2:  Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1).] 

13.	stellt fest, dass der Verwaltungsrat im Anschluss an die dritte externe Bewertung der Behörde eine Reihe von Empfehlungen angenommen hat, die vor allem darauf ausgerichtet sind, die Kapazität der Behörde für zweckmäßige wissenschaftliche Beratung zu stärken, die Kommunikationstätigkeiten zur Stärkung des Ansehens der Behörde auszuweiten und die langfristige Effizienz und Nachhaltigkeit der Tätigkeiten der Behörde sicherzustellen; hält es für geboten, die Unabhängigkeit der Behörde zu gewährleisten; 
14.	stellt mit Zufriedenheit fest, dass die Behörde mit anderen Agenturen zusammenarbeitet, die mit ergänzenden Aufgaben befasst sind, d. h. dem Europäischen Zentrum für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten (ECDC), der Europäischen Chemikalienagentur und der Europäischen Arzneimittel-Agentur, z. B. in den Bereichen Datenerhebung und -analyse sowie Datenbanken (z. B. Zoonosen, antimikrobielle Resistenz, molekulare Typisierung), bei wissenschaftlichen Bewertungen (z. B. schnelle Bewertungen von Ausbrüchen, zusammen mit dem ECDC) oder bei der Risikobewertung; betont, wie wichtig die Zusammenarbeit auf Unionsebene und auf internationaler Ebene ist, darunter beispielsweise mit den Mitgliedstaaten, Organen und Stellen der Union, wissenschaftlichen Organisationen, internationalen Organisationen und mit Drittstaaten;
15.	begrüßt, dass der Rechnungshof erklärt hat, er habe mit angemessener Sicherheit feststellen können, dass die Jahresrechnung der Behörde für das Haushaltsjahr 2018 zuverlässig ist und die zugrunde liegenden Vorgänge rechtmäßig und ordnungsgemäß sind;
16.	empfiehlt auf der Grundlage der vorliegenden Informationen, dem Geschäftsführenden Direktor der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit Entlastung für die Ausführung des Haushaltsplans der Behörde für das Haushaltsjahr 2018 zu erteilen.
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